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Sachlicher Teilplan Kalkstein 
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1. Vorwort und Planbegründung 

1 Der Regionalrat hat am 23.09.2013 beschlossen, die textlichen und zeichnerischen 

Festlegungen der Bereiche zur Sicherung und zum Abbau für den Rohstoff Kalkstein 

aus dem laufenden Erarbeitungsverfahren zur Fortschreibung des Regionalplans 

herauszunehmen. Zugleich beauftragte er die Regionalplanungsbehörde Münster mit 

der Erarbeitung eines Sachlichen Teilplans Kalkstein. Maßgebend für diese Ent-

scheidung waren die Kalksteinlagerstätten im Bereich des Teutoburger Waldes, in-

nerhalb des FFH-Gebiets "Nördliche Teile des Teutoburger Waldes mit Intruper 

Berg". 

2 Der Regionalrat hat damit dem Umstand Rechnung getragen, dass vor einer Festle-

gung erweiterter Abgrabungsbereiche in dem Gebiet zu prüfen ist, ob diese Lager-

stätte zur Sicherung der Rohstoffversorgung benötigt wird und ob ggf. eine Rohstoff-

gewinnung mit den Belangen des FFH-Gebiets verträglich ist. Angesichts der dazu 

noch erforderlichen Arbeiten ließ sich diese Prüfung nicht mit dem Zeitplan zur Erar-

beitung der Fortschreibung des Regionalplans Münsterland vereinbaren. 

3 Nach den Vorgaben des geltenden Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen 

(LEP NRW) sowie des vom Kabinett bereits beschlossenen Entwurfs sind in den Re-

gionalplänen zur Sicherung der Rohstoffversorgung Bereiche zur Sicherung und zum 

Abbau oberflächennaher Bodenschätze (BSAB) als Vorranggebiete mit der Wirkung 

von Eignungsgebieten festzulegen. Damit hat die Rohstoffversorgung innerhalb der 

Bereiche Vorrang vor konkurrierenden Nutzungen, außerhalb aber ist ein Abbau 

nicht zulässig. Um diese Ausschlusswirkung erzeugen zu können, bedarf es eines 

gesamträumlichen Darstellungskonzepts. 

4 Dem Planentwurf wurde ein Umweltbericht als Ergebnis der Umweltprüfung beige-

fügt. Neben einer Bestandsaufnahme und einer Prognose über die Entwicklung des 

Umweltzustands bei Durchführung der Planung werden in dem Bericht auch ander-

weitige Planungsmöglichkeiten sowie Maßnahmen zur Überwachung beschrieben. 

5 Mit dem Sachlichen Teilplan Kalkstein geht zugleich eine Anpassung des 2013 auf-

gestellten und 2014 bekannt gemachten Regionalplans Münsterland einher. Diese 

betreffen zum die Ausführungen in RdNr. 523 zum Kalkstein sowie die Darstellungen 

in den Erläuterungskarten V-1 und V-2, in denen die Darstellungen zum Kalkstein 

gestrichen und in aktualisierter Form als Erläuterungskarten in diesen Teilplan über-

nommen wurden. 

6 Nach dem erfolgten Erarbeitungsbeschluss führt die Regionalplanungsbehörde das 

Beteiligungsverfahren durch (§ 19 Abs. 1 LPlG). Dazu sind bis zum Aufstellungsbe-

schluss folgende Arbeitsschritte vorgesehen: 

 Durchführung des Beteiligungsverfahrens nach § 13 Abs. 1 LPlG i. V. m. § 10 

ROG mit Auslegung der Planunterlagen bei der Regionalplanungsbehörde, den 

Kreisen des Plangebiets und der kreisfreien Stadt Münster sowie elektronisch 

über das Internet. Die Beteiligungsfrist endet am 24.03.2017. 

 Auswertung der eingegangenen Anregungen und Bedenken durch die Regional-

planungsbehörde zur Vorbereitung des Erörterungstermins. 

 Erörterungstermin mit den betroffenen Beteiligten mit dem Ziel, einen Meinungs-

ausgleich zu erreichen (§ 19 Abs. 3 LPlG). 



 

 

2 

  

Sachlicher Teilplan Kalkstein 
Entwurf  12.12.2016  

 Beurteilung der Ergebnisse des Meinungsausgleichsprozesses. Bei wesentlichen 

Änderungen des Planentwurfs ist eine erneute Auslegung des geänderten Teils 

erforderlich (§ 13 Abs. 3 LPlG). 

 Vorbereitung der Unterlagen für den Aufstellungsbeschluss. 

7 Dem Regionalrat ist nach § 19 Abs. 1 LPlG über die Ergebnisse des Erarbeitungs-

verfahrens, insbesondere über Anregungen und Bedenken, zu denen kein Mei-

nungsausgleich erzielt wurde, zu berichten (vgl. auch § 19 Abs. 1 und 3 LPlG). 

8 Die vorbereitenden Arbeiten für den Aufstellungsbeschluss schließen auch die Er-

stellung und Veröffentlichung einer zusammenfassenden Erklärung zur Umweltprü-

fung ein. Diese beschreibt, wie Umwelterwägungen in den Plan einbezogen, wie der 

Umweltbericht sowie Stellungnahmen und Einwendungen berücksichtigt und aus 

welchen Gründen geprüfte Alternativen dem Plan nicht zugrunde gelegt wurden. 

9 Erst danach kann der Aufstellungsbeschluss durch den Regionalrat erfolgen. Der 

aufgestellte Teilplan wird nach Durchführung des Anzeigeverfahrens nach § 19 Abs. 

6 LPlG bei der Landesplanungsbehörde mit Bekanntmachung im Gesetz- und Ver-

ordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen wirksam. 
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2. Textliche Festlegungen für den Rohstoff Kalkstein 

 Ziel 1: 

10 1.1 Die zeichnerisch festgelegten Bereiche zur Sicherung und zum Abbau 

oberflächennaher Bodenschätze (Abgrabungsbereiche) des Plangebiets 

für den Rohstoff Kalkstein sind Vorranggebiete, die zugleich die Wirkung 

von Eignungsgebieten haben. 

11 1.2 Zur vorsorgenden Sicherung mit dem Rohstoff Kalkstein werden Bereiche 

zur Sicherung und zum Abbau oberflächennaher Bodenschätze festgelegt. 

Die Rohstoffvorkommen dieser Bereiche einschließlich der nicht im Regi-

onalplan festgelegten genehmigten Abgrabungen unterhalb der Darstel-

lungsgrenze von 10 ha sowie der Restkapazitäten in den genehmigten Ab-

grabungen decken im Plangebiet einen Versorgungszeitraum von mindes-

tens 35 Jahren ab. 

12 1.3 Abgrabungsvorhaben dürfen nur innerhalb der Bereiche zur Sicherung 

und zum Abbau oberflächennaher Rohstoffe erfolgen. Nicht mit einer 

Rohstoffgewinnung zu vereinbarende Nutzungen sind auszuschließen. 

13 1.4 Abgrabungsvorhaben unterhalb von 10 ha sind ausnahmsweise auch au-

ßerhalb der Bereiche zur Sicherung und zum Abbau oberflächennaher 

Rohstoffe zulässig, wenn es sich um die Erweiterung einer bestehenden 

Abgrabung handelt. Konkurrierende Ziele der Raumordnung dürfen dem 

Vorhaben nicht entgegenstehen. 

14 1.5 Die Abgrabungsbereiche müssen den einzelnen Abbauphasen folgend 

zeitnah nach deren Beendigung unter Berücksichtigung der sie umgeben-

den Nutzungsstruktur und unter Einbeziehung möglicher im Zusammen-

hang mit der Abgrabung entstandener Entwicklungspotenziale rekultiviert 

bzw. renaturiert werden. 

15 1.6 Bei der Inanspruchnahme von besonders schutzwürdigen trockenen bis 

extrem trockenen, flachgründigen Felsböden ist eine flächenäquivalente 

bodenfunktionsbezogene Kompensation auf vergleichbaren Standorten 

sicher zu stellen. 

Grundsatz 1: 

16 1.1 Der Rohstoff einer Lagerstätte soll vollständig abgebaut werden. 

17 1.2 In den in der Erläuterungskarte II als besonders wertvolle Kalksteinlager-

stätten festgelegten Bereichen sollen Nutzungen, die eine vollständige 

Rohstoffgewinnung dauerhaft unmöglich machen, nicht zugelassen wer-

den. 

18 1.3 In der Erläuterungskarte I sind die als wirtschaftlich bedeutsam einzustu-

fenden oberflächennahen Kalksteinvorkommen des Plangebiets darge-

stellt. Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll die 

Standortgebundenheit der Lagerstätten berücksichtigt werden. 
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 Erläuterung und Begründung:  

19 Mineralische Rohstoffe sind in sehr langen geologischen Prozessen gebildet worden, 

standortgebunden, nicht regenerierbar und somit endlich. Dies verpflichtet zu einem 

sparsamen und schonenden Umgang. 

20 Ein Grundsatz der Raumordnung ist die Schaffung der „räumlichen Voraussetzungen 

für die vorsorgende Sicherung sowie für die geordnete Aufsuchung und Gewinnung 

von standortgebundenen Rohstoffen“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG) im Sinne der Leitvor-

stellung einer nachhaltigen Raumentwicklung nach § 2 Abs. 1 ROG. Eine nachhalti-

ge Raumentwicklung beinhaltet auch den Aspekt der wirtschaftlichen Ansprüche. 

Derzeit ist eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung ohne die weitere Inanspruch-

nahme der vorhandenen Kalksteinvorkommen nicht denkbar. 

21 Die räumliche Steuerung erfolgt auf der Grundlage eines 3-stufigen gesamträumli-

chen Darstellungskonzepts, wobei auch betriebliche Entwicklungsvorstellungen be-

rücksichtigt werden. Zunächst werden die Flächen ermittelt, die für die Sicherung der 

Versorgung mit dem Rohstoff Kalkstein nicht zur Verfügung stehen. Das sind selbst-

verständlich die Flächen, wo kein Kalksteinvorkommen ansteht. Aber auch vorhan-

dene Siedlungsflächen sowie vorhandene Flächen des Freiraums für zweckgebun-

dene Nutzungen und sonstige Zweckbindungen werden als nicht geeignet beurteilt, 

da auf unabsehbare Zeit auf diesen Flächen kein Abbau möglich ist. Als Ergebnis ei-

nes Abwägungsprozesses werden hauptsächlich diejenigen Flächen aus dem Pla-

nungsprozess ausgeschieden, für die in den Fachgesetzen ein Verbot der Inan-

spruchnahme festgelegt ist. Anhand weiterer Kriterien wie Qualität und Mächtigkeit 

der Kalksteinvorkommen werden dann aus den verbleibenden Flächen die Abgra-

bungsbereiche ermittelt. Die Kriterien sowie die Argumente der Abwägung sind in 

dem als Anlage zu den textlichen Festlegungen beigefügtem Darstellungskonzept im 

Detail dokumentiert. Hinsichtlich der Merkmale der Kalksteinvorkommen ist die Fest-

gesteinsrohstoffkarte des Geologischen Dienstes NRW eine wichtige Sach- und Ent-

scheidungsgrundlage. 

22 Die Sicherung der Versorgung mit dem Rohstoff Kalkstein erfolgt durch die Festle-

gung von Bereichen für den Schutz und Abbau oberflächennaher Bodenschätze 

(Abgrabungsbereiche) als Vorranggebiete, die zugleich die Wirkung von Eignungs-

gebieten haben. Kalksteinvorkommen, deren Abbau möglich erscheint, werden so 

dem Zugriff durch Flächennutzungen entzogen, die eine Gewinnung des Rohstoffes 

gefährden oder einschränken. Mit Ausnahme der in Ziel 1.4 getroffenen Regelung ist 

ein Kalksteinabbau außerhalb dieser Bereiche ausgeschlossen. 

23 Die Ausweisung erfolgt in Abhängigkeit vom Bedarf. Die festgelegten Abgrabungsbe-

reiche einschließlich der Restkapazitäten in den genehmigten Abgrabungen decken 

den Bedarf für einen Versorgungszeitraum von mindestens 35 Jahren. 

24 Grundlage der Bedarfsermittlung ist der durchschnittliche Jahresverbrauch der zuge-

lassenen, in Betrieb befindlichen Abgrabungen auf Basis der Genehmigungsdaten 

ergänzt durch Firmenangaben. Für den zukünftigen Bedarf wird der durchschnittliche 

Jahresverbrauch linear fortgeschrieben. Damit ist gewährleistet, dass konjunkturelle 

Schwankungen ausgeglichen werden und der bisherige Einsatz von Recyclingstoffen 

auch zukünftig berücksichtigt wird. Schon heute wird die Substitution von Kalkstein 

durch industrielle Nebenprodukte bereits in hohem Maße praktiziert. Ein von der 

Landesregierung in Auftrag gegebenes Gutachten kommt zu dem Schluss, dass von 

einer weiteren Steigerung der Recyclingquote nicht ausgegangen werden kann (vgl. 

Recyclinggutachten NRW). 
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25 Die zur Bedarfsdeckung notwendige Fläche wird unter Berücksichtigung der Anga-

ben zur Rohstoffmächtigkeit in der Festgesteinsrohstoffkarte des Geologischen 

Dienstes NRW und Angaben der Abgrabungsunternehmen sowie von Bereichen, die 

für die Bedarfsdeckung nicht zur Verfügung stehen, wie Böschungsflächen, Stör-

schichten, Leitungstrassen und Verkehrswege ermittelt. Sofern vorhandene Schutz-

festsetzungen und Schutzgüter sowie andere Raumnutzungen nicht entgegenste-

hen, erfolgt die Festlegung der Abgrabungsbereiche innerhalb von Flächen, für die 

Firmen ein Abgrabungsinteresse bekundet haben. Ist dies nicht realisierbar, werden 

die Bereiche in konfliktarmen Räumen möglichst in der Nähe der von den Firmen 

gemeldeten Flächen oder Betriebsstandorten festgelegt. 

26 Für die Flächen, die dem Abbau oberflächennaher Bodenschätze dienen, ist auch 

die Nachfolgenutzung zeichnerisch festzulegen. Die Festlegung erfolgt auf der 

Grundlage von Rekultivierungsplänen bzw. unter Berücksichtigung der umgebenden 

Nutzungsstruktur. 

27 Der Regionalplan wird zu jedem Zeitpunkt ausreichende Flächen für eine gesicherte 

Versorgung mit dem Rohstoff Kalkstein zur Verfügung stellen, denn die Fortschrei-

bung der Bereiche zur Sicherung und zum Abbau oberflächennaher Bodenschätze 

hat nach dem Entwurf des LEP so rechtzeitig zu erfolgen, dass bezogen auf das 

Plangebiet für Festgesteinsrohstoffe wie Kalkstein ein Versorgungszeitraum von 25 

Jahren nicht unterschritten wird. Mit der Fortschreibung ist der planerische Versor-

gungszeitraum wieder auf mindestens 35 Jahre zu ergänzen. 

28 Das Fortschreibungserfordernis wird sich künftig aus dem "Abgrabungsmonitoring 

NRW" des Geologischen Dienstes NRW ergeben. Über das luftbildgestützte Monito-

ring werden genaue Informationen über den jeweiligen Abgrabungsfortschritt zur 

Verfügung stehen. 

29 Für den Abbau mineralischer Rohstoffe sind zeitlich begrenzte Flächenbeanspru-

chungen unvermeidlich. Eine dem Abgrabungsfortschritt zeitnah folgende Rekultivie-

rung bzw. Renaturierung unter Berücksichtigung von umgebenden Nutzungsstruktu-

ren und entstandenen Entwicklungspotenzialen trägt dazu bei, die Eingriffe in die 

Leistungsfähigkeit von Naturhaushalt und Landschaftsbild zu minimieren. 

30 Über den Kalksteinlagerstätten im Planungsgebiet haben sich bevorzugt trockene bis 

extrem trockene, flachgründige Felsböden entwickelt, die in der Karte der schutz-

würdigen Böden von NRW mit der Kennzeichnung "sw3_bz" als besonders schutz-

würdig gekennzeichnet sind. Der Flächenanteil dieser Böden über den abbauwürdi-

gen Kalksteinvorkommen ist überproportional hoch, so dass ein Ausschluss dieser 

Flächen vom Planungsprozess trotz ihrer besonderen Schutzwürdigkeit eine langfris-

tige Sicherung der Rohstoffgewinnung gefährden würde. Daher sind die extrem tro-

ckenen, flachgründigen Felsböden mit der Kennzeichnung "sw3_bz" in dem der 

Festlegung der Abgrabungsbereiche für den Rohstoff Kalkstein zu Grunde liegen-

den, gesamträumlichen Darstellungskonzept nicht als weiches Tabukriterium einge-

stuft worden. Aufgrund der besonderen Schutzwürdigkeit dieser Böden ist ein Eingriff 

in dieses Schutzgut auf vergleichbaren Standorten in entsprechender Größe durch 

die weitgehende Herstellung der ursprünglichen Standortbedingungen z. B. durch 

das Einstellen von Bewässerungsmaßnahmen und von Nährstoffzufuhr durch Dün-

gung  zu kompensieren. Vergleichbare Standorte, die gleiche oder zumindest ähnli-

che bodenkundliche und standörtliche Bedingungen aufweisen, sind in der Karte der 

schutzwürdigen Böden von NRW als Bodeneinheiten mit ähnlichen Fachinhalten und 

ähnlichen Schutzwürdigkeitseinstufungen ablesbar. 
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31 Die Verpflichtung zu einem sorgsamen Umgang mit den nur begrenzt vorhandenen 

Bodenschätzen sowie einer sparsamen Flächeninanspruchnahme bedingt die voll-

ständige Ausschöpfung einer Lagerstätte. 

32 Zur langfristigen Sicherung der Rohstoffversorgung werden die Festlegungen des 

Regionalplans durch eine Karte der wertvollen Lagerstätten ergänzt. Unter Beach-

tung konkurrierender Nutzungen werden Lagerstätten gesichert, die sich durch die 

Qualität der Vorkommen und besonders hohe Mächtigkeiten auszeichnen. Darüber 

hinaus werden Erweiterungen bereits genehmigter Abgrabungen und betriebliche 

Entwicklungsvorstellungen berücksichtigt. Diese Flächen stehen einer sonstigen zwi-

schenzeitlichen Ausweisung oder Nutzung grundsätzlich nicht entgegen, soweit ein 

künftiger Abbau nicht unmöglich gemacht wird. Die Notwendigkeit einer langfristigen 

Sicherung belegt die Darstellung der zurzeit noch zugänglichen Kalksteinlagerstätten 

in der Erläuterungskarte I. Diese Darstellung, als Ergebnis einer Überlagerung der 

als wirtschaftlich bedeutsam einzustufenden Kalksteinvorkommen mit bereits vor-

handenen Nutzungen, die einen Abbau ausschließen bzw. erschweren, zeigt die 

Endlichkeit der Vorkommen. 

33 In den festgelegten Abgrabungsbereichen ist auf Ebene der Regionalplanung die 

Realisierbarkeit eines Abgrabungsvorhabens geprüft worden. Eine abschließende 

Entscheidung über den Kalksteinabbau in den Abgrabungsbereichen ist Gegenstand 

eines nachfolgenden fachgesetzlichen Genehmigungsverfahrens, in dem auch auf 

Ebene der Regionalplanung nicht betrachtete Belange berücksichtigt werden. Dar-

über hinaus kann es aufgrund des Kartenmaßstabs zur Überlagerung von Abgra-

bungsbereichen und ökologisch wertvollen Strukturen bzw. Schutzgütern kommen, 

die im Genehmigungsverfahren zu berücksichtigen sind. 
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Anlage: Abgrabungsbereiche für den Rohstoff Kalk-
stein im Münsterland – Darstellungskonzept 

1. Vorbemerkungen 

34 Nach der Vorgabe des Landesentwicklungsplans erfolgt die Sicherung der Roh-

stoffversorgung mit nichtenergetischen Rohstoffen in Regionalplänen durch die Fest-

legung von Bereichen für die Sicherung und den Abbau oberflächennaher Boden-

schätze (Abgrabungsbereiche) als Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsge-

bieten. Das bedeutet, innerhalb dieser Bereiche hat die Rohstoffgewinnung Vorrang 

vor konkurrierenden Nutzungen. Außerhalb aber ist eine Abgrabung bis auf in den 

textlichen Darstellungen definierte Ausnahmen nicht mit den Zielen der Raumord-

nung vereinbar. Um diese Ausschlusswirkung erzeugen zu können, bedarf es eines 

gesamträumlichen Darstellungskonzepts, welches sich in drei aufeinander folgende 

Stufen untergliedern lässt.
1
 

35 In der 1. Stufe werden diejenigen Bereiche ermittelt, die für die Sicherung der Roh-

stoffversorgung nicht zur Verfügung stehen. Dabei wird zwischen harten und wei-

chen Tabuzonen unterschieden. Nach dem Urteil des OVG Nordrhein-Westfalen (Ur-

teil vom 01.07.2013 - 2 D 46/12.NE) sind harte Tabuzonen Bereiche, die für die be-

absichtigte Nutzung nicht zur Verfügung stehen, da auf unabsehbare Zeit rechtliche 

oder tatsächliche Hindernisse im Weg stehen. Auch weiche Tabuzonen werden vor-

ab aus dem Planungsprozess ausgeschieden. Dies geschieht aber als Ergebnis ei-

nes Abwägungsprozesses aufgrund von planerischen Erwägungen. 

36 Aus den nach Abzug der harten und weichen Tabuzonen verbleibenden Flächen 

werden dann in der 2. Stufe des Planungsprozesses anhand weiterer Kriterien die 

Abgrabungsbereiche festgelegt. 

37 Abschließend wird in der 3. Stufe geprüft ob die ermittelten Abgrabungsbereiche der 

Sicherung der Rohstoffversorgung substantiell Raum geben. 

  

                                                      

1
 Das nachfolgend beschriebene Darstellungskonzept entspricht  im Großen und Ganzen dem 

Konzept, das der Festlegung der Abgrabungsbereiche für die übrigen Rohstoffe im Rahmen 

der Fortschreibung des Regionalplans Münsterland zugrunde gelegen hat. 
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2. Dokumentation des Planungsprozesses 

 1. Stufe: Harte und weiche Tabuzonen 

 Harte Tabuzonen 

38 Nicht geeignete Flächen, da auf unabsehbare Zeit rechtliche oder tatsächliche Hin-

dernisse im Weg stehen. 

 Kriterium Grundlage der Wertung Gründe für die Wertung 

39 Kein  
Rohstoffvorkommen 

Lockergesteinsrohstoffe: 
Rohstoffkarte 

Festgesteinsrohstoffe: 
Entwurf einer Rohstoff-
karte, Informationen aus 
Unternehmerbefragung 
und Beteiligungsverfah-
ren 

Flächen stehen aus tat-
sächlichen Gründen auf 
unabsehbare Zeit nicht 
zur Verfügung 

40 VorhandeneSiedlungs-
flächen 

Raumordnungskataster Flächen stehen aus tat-
sächlichen Gründen auf 
unabsehbare Zeit nicht 
zur Verfügung 

41 Vorhandene Flächen des 
Freiraums für  zweckge-
bundene  

Nutzungen und sonstige 
Zweckbindungen 

Raumordnungskataster Flächen stehen aus tat-
sächlichen Gründen auf 
unabsehbare Zeit nicht 
zur Verfügung 

 

 Bemerkung: 

42 Eine Nutzung vorhandener Siedlungsflächen und von vorhandenen Flächen des 

Freiraums für  zweckgebundene Nutzungen und sonstige Zweckbindungen zu Ab-

grabungszwecken setzt den Abriss von Siedlungen bzw. die Beseitigung baulicher 

Anlagen für zweckgebundene Nutzungen im Freiraum voraus. Dies wäre mit unab-

sehbaren finanziellen und sozialen Folgen verbunden, die eine Nutzung der betref-

fenden Flächenkategorien für Abgrabungszwecken ausgeschlossen erscheinen las-

sen. Aus diesem Grund werden diese Bereiche hier als harte Tabuzonen dargestellt. 

43 Selbst wenn man diese Zonen wegen der theoretisch möglichen Nutzung für den 

Rohstoffabbau als weiche Tabuzonen betrachtet, hätten die bisherigen Nutzungen 

im Abwägungsprozess Vorrang gegenüber den Belangen, die in den übrigen wei-

chen Tabuzonen dem Rohstoffabbau entgegenstehen. Im Ergebnis würden sich die 

bisherigen Nutzungen stets gegenüber dem Abgrabungsinteresse durchsetzen. Eine 

Nutzung für den Rohstoffabbau erscheint auch bei dieser Betrachtungsweise ausge-

schlossen. 

 Weiche Tabuzonen 

44 Flächen, die vorab als Ergebnis eines Abwägungsprozesses ausgeschieden werden. 
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45 Natura 2000-Gebiete "Alle Veränderungen und 
Störungen, die zu einer 
erheblichen Beeinträchti-
gung eines Natura 2000-
Gebiets in seinen für die 
Erhaltungsziele oder den 
Schutzzweck maßgebli-
chen Bestandteilen füh-
ren können, sind unzu-
lässig" (§ 33 BNatSchG). 

"Die für Naturschutz und 
Landschaftspflege zu-
ständige Behörde kann 
… Ausnahmen von dem 
Verbot … zulassen" (§ 33 
BNatSchG). 

integriertes Projekt (§ 48 
d LG NW). 

 Tabuzone, da Verbot 
im Fachgesetz; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Ausnah-
meregelung; 

 weiche Tabuzone, da 
die Voraussetzungen 
der Ausnahme nicht 
abschließend beurteilt 
werden können. 

46 NSG "Alle Handlungen, die zu 
einer Zerstörung, Be-
schädigung oder Verän-
derung des Naturschutz-
gebiets oder seiner Be-
standteile oder zu einer 
nachhaltigen Störung 
führen können, sind nach 
Maßgabe näherer Best-
immungen verboten" (§ 
23 BNatSchG). 

"Von den Geboten und 
Verboten … kann auf 
Antrag Befreiung gewährt 
werden" (§ 67 
BNatSchG). 

 Tabuzone, da Verbot 
im Fachgesetz; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Ausnah-
meregelung; 

 weiche Tabuzone, da 
die Voraussetzungen 
der Ausnahme nicht 
abschließend beurteilt 
werden können. 

47 Biotope 
gem. § 30 BNatSchG 
bzw. § 62 LG NRW 

"Handlungen, die zu ei-
ner Zerstörung oder einer 
sonstigen erheblichen 
Beeinträchtigung … füh-
ren können, sind verbo-
ten" (§ 30 BNatSchG). 

"Von den Geboten und 
Verboten … kann auf 
Antrag Befreiung gewährt 
werden" (§ 67 
BNatSchG). 

 Tabuzone, da Verbot 
im Fachgesetz; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Ausnah-
meregelung; 

 -weiche Tabuzone, da 
die Voraussetzungen 
der Ausnahme nicht 
abschließend beurteilt 
werden können. 

48 Große zusammenhän-
gende  geschützte Land-
schaftsbestandteile (grö-
ßer 10 ha) 

"Die Beseitigung des 
geschützten Land-
schaftsbestandteils sowie 
alle Handlungen, die zu 
einer Zerstörung, Be-
schädigung oder Verän-
derung des geschützten 

 Tabuzone, da Verbot 
im Fachgesetz; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Ausnah-
meregelung; 
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Landschaftsbestandteils 
führen können, sind nach 
Maßgabe näherer Best-
immungen verboten" (§ 
29 BNatSchG). 

"Die gesetzlich geschütz-
ten Landschaftsbestand-
teile dürfen nicht beschä-
digt oder beseitigt wer-
den. Insbesondere ist es 
verboten, sie zu roden, 
abzubrennen oder mit 
chemischen Mitteln zu 
zerstören" (§ 47 LG NW). 

"Von den Geboten und 
Verboten … kann auf 
Antrag Befreiung gewährt 
werden" (§ 67 
BNatSchG). 

 weiche Tabuzone, da 
die Voraussetzungen 
der Ausnahme nicht 
abschließend beurteilt 
werden können. 

49 Flächige Vorkommen 
planungsrelevanter Arten 

Zugriffsverbote für wild 
lebende Tiere der beson-
ders geschützten Arten, 
der streng geschützten 
Arten, der europäischen 
Vogelarten und der wild 
lebenden Pflanzen der 
besonders geschützten 
Arten (§ 44 BNatSchG). 

"Von den Geboten und 
Verboten … kann auf 
Antrag Befreiung gewährt 
werden" (§ 67 
BNatSchG). 

 Tabuzone, da Verbot 
im Fachgesetz; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Ausnah-
meregelung; 

 weiche Tabuzone, da 
die Voraussetzungen 
der Ausnahme nicht 
abschließend beurteilt 
werden können. 

50 Überschwemmungs-
gebiete 

„In festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten 
ist untersagt: … das Ver-
tiefen der Erdoberfläche 
(§ 78 WHG). 

"Die zuständige Behörde 
kann Maßnahmen … 
zulassen" (§ 78 WHG). 

 Tabuzone, da Verbot 
im Fachgesetz; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Ausnah-
meregelung; 

 weiche Tabuzone, da 
die Voraussetzungen 
der Ausnahme nicht 
abschließend beurteilt 
werden können. 

51 Wasserschutzgebiete In Wasserschutzgebieten 
können "bestimmte 
Handlungen verboten 
werden". (In den Was-
serschutzgebiets-
verordnungen des Müns-
terlandes sind Abgrabun-
gen verboten.) 

 Tabuzone, da Verbot 
im Fachgesetz; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Ausnah-
meregelung; 

 weiche Tabuzone, da 
die Voraussetzungen 



 

 

11 

 

Sachlicher Teilplan Energie 
Entwurf 12.12.2016  

 Kriterium Grundlage der Wertung Gründe für die Wertung 

"Die zuständige Behörde 
kann von Verboten eine 
Befreiung erteilen" (§ 52 
WHG). 

der Ausnahme nicht 
abschließend beurteilt 
werden können. 

52 Große zusammenhän-
gende Waldflächen (grö-
ßer 10 ha) 

"Waldgebiete dürfen nur 
für andere Nutzungen in 
Anspruch genommen 
werden, wenn die ange-
strebten Nutzungen nicht 
außerhalb des Waldes 
realisierbar sind" (Ziel 
B.III.3.21 LEP, analog 
Ziel 7.3-1 LEP-E NRW). 

"In waldarmen Gebieten 
ist … auf eine Waldver-
mehrung hinzuwirken" 
(Ziel B.III.3.23 LEP, ana-
log Grundsatz 7.3-3 LEP-
E NRW; das Münsterland 
ist waldarme Region.). 

Die Umwandlung von 
Wald bedarf der Geneh-
migung und soll unter 
bestimmten Vorausset-
zungen versagt werden 
(§ 9 Bundeswaldgesetz, 
§ 39 Landesforstgesetz). 

 Tabuzone, da entge-
genstehendes LEP-
Ziel und Genehmi-
gung nur unter be-
stimmten Vorausset-
zungen; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Ausnah-
meregelung; 

 weiche Tabuzone, da 
Bedarf nach zusätzli-
chen Abgrabungsflä-
chen mittelfristig neu 
beurteilt wird und 
dann große zusam-
menhängende Wald-
flächen im Schutzgrad 
hinter anderen wei-
chen Tabuzonen mit 
fachgesetzlichen Nut-
zungsverboten zu-
rückstehen und da die 
Abwesenheit von Ver-
sagensgründen nicht 
abschließend beurteilt 
werden kann. 

53 Waldflächen mit beson-
deren Funktionen (Wald-
biotopschutz, Naturwald-
zellen, Saatgutbestände, 
Wildnisgebiete) 

"Grundsätzlich zu ver-
meiden sind Waldinan-
spruchnahmen in den 
Fällen, wo nach individu-
ellen Umständen kein 
Ersatz möglich ist" (S. 27 
Forstlicher Fachbeitrag). 

"Vorliegende Fachbeiträ-
ge sind bei der Erarbei-
tung von Raumord-
nungsplänen zu berück-
sichtigen" (§12 LPlG). 

 Tabuzone, da entge-
genstehende Forde-
rung des Fachbei-
trags; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Fachbei-
träge nur zu berück-
sichtigen sind; 

 weiche Tabuzone, da 
möglicher Ersatz nicht 
abschließend beurteilt 
werden kann. 

54 BSN, Kernflächen des 
regionalen Biotopverbun-
des 

Ziele des LEP (B.III.2.2): 
u. a.: "sie dürfen für Nut-
zungen, die diese Ziel-
setzungen beeinträchti-
gen, nur in Anspruch 
genommen werden, 
wenn die angestrebte 
Nutzung nicht an anderer 
Stelle realisierbar ist" 

 Tabuzone, da LEP-
Ziel; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Ausnah-
meregelung; 

 weiche Tabuzone, da 
Bedarf nach zusätzli-
chen Abgrabungsflä-
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(Ziel B.III.2.22 LEP, ana-
log Ziel 7.2-3 LEP-E 
NRW). 

chen mittelfristig neu 
beurteilt wird und 
dann BSN im Schutz-
grad hinter anderen 
weichen Tabuzonen 
mit fachgesetzlichen 
Nutzungsverboten zu-
rückstehen. 

55 Kurgebiete, Erholungs-
gebiete 

Voraussetzungen für 
Kurorte: u. a. "der Schutz 
des Kurgebietes, der 
Gesundheitseinrichtun-
gen, des Erholungswer-
tes und der therapeuti-
schen Möglichkeiten vor 
schädlichen Einwirkun-
gen" (§ 3 Kurortegesetz). 

"Die staatliche Anerken-
nung kann widerrufen 
werden, wenn eine der 
Voraussetzungen … 
nicht nur vorübergehend 
entfallen ist" (§ 20 Kuror-
tegesetz). 

 Tabuzone, da gesetz-
licher Schutzauftrag; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da kein Ver-
bot der Inanspruch-
nahme; 

 weiche Tabuzone, da 
Schutzauftrag nicht 
abschließend beurteilt 
werden kann. 

56 Schutzwürdige Böden 
der Stufe 3, Ausnahme: 
Trockene bis extrem 
trockene Felsböden 
("sw3_bz") 

"Böden, welche die Bo-
denfunktionen … im be-
sonderen Maße erfüllen, 
sind besonders zu schüt-
zen" (§ 1 LBodSchG). 

 Tabuzone, da gesetz-
licher Schutzauftrag; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da kein Ver-
bot der Inanspruch-
nahme; 

 Ausnahme, da der 
Flächenanteil der tro-
ckenen bis extrem tro-
ckenen Felsböden 
über abbauwürdigen 
Kalksteinen überpro-
portional hoch ist; 

 weiche Tabuzone, da 
die Reichweite des 
Schutzauftrags nicht 
abschließend beurteilt 
werden kann. 

57 Landschaftsbildeinheiten 
von herausragender Be-
deutung 

In Landschaftsbildeinhei-
ten von herausragender 
Bedeutung sind "neue, 
raumwirksame Flächen-
inanspruchnahmen … zu 
vermeiden" (S. 191 
Fachbeitrag des LANUV). 

"Vorliegende Fachbeiträ-
ge sind bei der Erarbei-

 Tabuzone, da Forde-
rung des Fachbei-
trags; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da Fachbei-
träge nur zu berück-
sichtigen sind; 

 weiche Tabuzone, da 
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tung von Raumord-
nungsplänen zu berück-
sichtigen" (§ 12 LPlG). 

Raumwirksamkeit und 
beeinträchtigende 
Wirkung nicht ab-
schließend beurteilt 
werden können. 

58 Flächen, die für die Ge-
winnung von Windener-
gie genutzt werden 

Raumordnungskataster  Tabuzone, da Flächen 
auf absehbare Zeit 
nicht zur Verfügung 
stehen; 

 der Abwägung zu-
gänglich, da im Einzel-
fall Kombination der 
Nutzungen möglich 
ist; 

 weiche Tabuzone, da 
Einzelfall nicht ab-
schließend beurteilt 
werden kann. 

 

 2. Stufe: Weitere Kriterien 

 Kriterium Grundlage der Wertung 

59 Erweiterung vor Neuaufschluss "Die Abbaubereiche sollen in Zuord-
nung zu bislang dargestellten Berei-
chen für den oberirdischen Abbau von 
Bodenschätzen räumlich konzentriert 
werden" (Ziel C.IV.2.2.3 LEP; vgl. auch 
Grundsatz 9.1-3 LEP-E NRW). 

60 in einer Unternehmerbefragung und im 
Beteiligungsverfahren genannte Inte-
ressenflächen der Abgrabungsunter-
nehmen 

Die Berücksichtigung dieser Flächen 
stellt sicher, dass für möglichst viele 
dargestellte Bereiche auch ein Abgra-
bungsinteresse besteht und damit der 
Zweck der Darstellung, langfristig die 
Versorgung mit Rohstoffen sicherzu-
stellen, erfüllt wird. 

61 Qualität / Mächtigkeit / Überlagerung 
des Kalksteinvorkommens 

"Flächeninanspruchnahme im Freiraum 
ist zu begrenzen" (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 
ROG). 

62 räumliche Nähe zu den Zement- bzw. 
Kalkwerken 

Minimierung der Belastung durch die 
notwendigen Transportwege. Eine Ver-
lagerung der Werke ist aufgrund der 
hohen Investitionskosten nur schwer 
darstellbar. 

63 Erholungs- und Freizeitnutzung "Überwiegend durch bauliche Anlagen 
geprägte Freizeiteinrichtungen sollen 
… räumlich und funktional auf Sied-
lungsbereiche ausgerichtet werden." 
(Ziel C.V.2.5 LEP) 
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Die Berücksichtigung einer Ausrichtung 
auf Siedlungsbereiche, ermöglicht eine 
entsprechende Nachfolgenutzung. 

64 Ökologisch wertvolle Flächen: 

 punkt- und linienförmige geschützte 
Landschaftsbestandteile, 

 Landschaftsschutzgebiete, 

 punkt- und linienförmige Vorkom-
men planungsrelevanter Arten, 

 Waldflächen (kleiner 10 ha), 

 schutzwürdige Böden der Stufe 1-2, 

 Landschaftsbildeinheiten von be-
sonderer Bedeutung, 

 sonstige Biotopverbundflächen. 

In den Gebieten besteht ein Schutzbe-
dürfnis zugunsten ökologischer Belan-
ge. Dieses Schutzbedürfnis kann im 
Einzelfall gegenüber bestimmten Ge-
sichtspunkten, die für eine Darstellung 
als Abgrabungsbereich sprechen zu-
rückstehen. Daher werden diese Ge-
biete nicht pauschal als weiche 
Tabuzonen beurteilt, die für die Siche-
rung der Rohstoffversorgung nicht zur 
Verfügung stehen, sondern einer Ein-
zelfallbetrachtung unterzogen. 

 

 3. Stufe: Substanzgebot 

65 Eine Konzentrationszonenplanung ist nur dann zulässig, wenn sich die betroffene 

Nutzung – hier: die Rohstoffgewinnung – an den positiv festgesetzten Standorten 

gegenüber mit ihnen nicht vereinbaren Nutzungen durchsetzt und ihr in substantieller 

Weise Raum verschafft wird (vgl. OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 07.12.2009 - 

20 A 628/05). 

66 Dieser Anforderung entspricht die Planung der BSAB in diesem Regionalplan. Sie 

sichert die langfristige Versorgung mit heimischen Rohstoffen entsprechend den 

Vorgaben des geltenden LEP NRW wie auch des am  05. Juli 2016 als Entwurf vom 

Landeskabinett beschlossenen Plans durch Festlegung von BSAB mit einer dem 

LEP-E NRW gerecht werdenden Versorgungsreichweite. 

67 Durch die Darstellung als Vorranggebiete, in denen konkurrierende Nutzungen aus-

geschlossen sind, ist sichergestellt, dass sich die Nutzung für die Rohstoffgewinnung 

in diesen Bereichen durchsetzen kann.  

68 Dem Substanzgebot wird zudem auch dadurch Geltung verschafft, dass bei der Flä-

chenauswahl besonders auf die Mächtigkeit der festgelegten Rohstofflager und da-

mit auf ihre Ergiebigkeit geachtet wurde. 

69 Zusätzlich wird dem Belang des Rohstoffabbaus dadurch eine hohe Durchsetzungs-

fähigkeit verschafft, dass konfliktträchtige Flächen als weiche Tabuzonen aus der 

Potentialfläche herausgenommen wurden. 

70 Hinzu kommt, dass im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung für Grundstückseigen-

tümer und Abgrabungsunternehmen die Möglichkeit bestand, Interesse an der Nut-

zung von Grundstücken für Abgrabungszwecke anzumelden, und auf entsprechende 

Äußerungen - wenn auch nicht immer in vollem Umfang - durch Festlegung oder Er-

weiterung von BSAB reagiert wurde. 

71 Wegen der hohen Aufmerksamkeit, die das Fortschreibungsverfahren in der Öffent-

lichkeit gefunden hat, ist davon auszugehen, dass das aktuelle Interesse an der Nut-

zung von Flächen für die Zwecke der Rohstoffgewinnung erkannt und durch Darstel-

lung von Abgrabungsbereichen mit hinreichender Substanz berücksichtigt worden 
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ist. Künftiges Abgrabungsinteresses kann durch Änderungen des Regionalplans 

Rechnung getragen werden, zu denen der Träger der Regionalplanung durch ein 

entsprechendes Ziel im LEP-Entwurf bei Unterschreiten bestimmter Mindestreichwei-

ten verpflichtet wird. 

 

 


